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Wer eue Beitung* 


Deutſcher Reichstag. 


105. Sitzung vom 15. Jun, 1 Uhr. 
(Nachdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) 

Auf der Tagesordnung ftebt zunächſt die zweite Berathung der 
Ueberliht der Reichs Ausgaben und »Ein- 
nahmen für das Etatsjahr 1894/95. 

Referent Abg. Dr. Haſſe (natl.) berichtet über die Verband⸗ 
lungen der Kommiſſton. Dieſe ſchlägt dem Reichstage vor, die 
Etals äberſchreitungen zu genehmioen, mit Ausnahme der Etats⸗ 
überſchreltung im Betrage von 393 371 M. und 12 Pf. für artille⸗ 
liftiſche Berſuchszwecke. Die Kommiſton nahm ferner Anſtoß an 
der hohen Entſchädigung von 21000 Mark, die dem Geſandten 
Graf Eulenburg für Umzugs koſten von München nach Wien ge. 
währt wurde. Die Kommiſſion nahm deshalb eine Reſolution 
an, durch welche die verbündeten Regierungen erſucht werden, eine 
baldige Aenderung der kalſerli ren Verordnung vom 23. April, be⸗ 
treffend die Umzugs koſten für die geſandtſchaftlichen und konſula⸗ 
riſchen Beamten in Erwägung zu zteben. 

Abg. Rickert (Freiſ. Ber) loricht die Hoff aung aus, daß 
das Vorgepen der Kommiſſton die Regierung beranlaflen werde, 
in Zukunſt rechtzeitig einen Nachtraasetat einzubringen. Doch 
bitte er den Reichstag, es mit dieſer Warnung genug fein zu 
laſſen, und die fragliche Poſition nachträglich doch zu genehmigen. 

Scatzſekretär Braf v. Poſadowsky empfiehlt den Antrag 
Midert und bemerkt, daß die Muttärverwaltung ſich fo einrichten 
werde, daß in Zukunft Etatsüberſcreitungen vermieden würden. 
Bel anderen Poſitſonen bätte die Mtlitärverwaltung oft auch we⸗ 
niger gebraucht, als etatsmäßig vorgeſehen war. 

Die Abga. Dr. v. Marauardſen (nl.) und Dr. Lieber (Ctr.) 
treten für die Genehmigung der Etatsüberſchreitung ein, da die Ab⸗ 
ficht des Kommiſſionsbeſchluſſes erreicht ſei, verwahren ſich aber 
Dagegen, daß man aus der Annahme des Antrags Rickert den Schluß 
ziebe als ob man ber Kommiſſton Unrecht geben wollte. 

Abg. Richter (Freiſ. Vpt.) führt aus, daß der Antrag Rickert 
mit dem bisberigen Brauche 
wolle. enn auch keine Desavoukrung ber Kommiſſion beabſichtigt 
werde, jo könne dies doch fo ausgelegt werden. Im Uebrigen müßte 
er dem Schatzſelretär die Anerkennung zollen, daß er mehr als 
feine Amtsvorgänger darauf bedacht ſei, Etatsüberſchreitungen aus 
etats mäßigen Mitteln zu decken. * Ur 

Abg. Dr. v. Levetzow (konf) tritt ebenfalls für den Antrag 
een da die Gründe für die Etatsüberſchreitungen allgemein 


tot ſeten. 

Nachdem Aba. Rickert ſelnen Antrag nochmals befürwortet 
hat mit dem Hinweis darauf, daß der eingebrachte Nachtragsetat 
vollauf dem Zweck genüge, wird auch die fragliche Etatzüberſchrei⸗ 
tung mit den andern gegen die Stimmen ber Freifinnigen Volks⸗ 
partei und der Sozialdemokraten genehmigt. Die Aefolution der 
Kommiſſton wird angenommen. 

Es folgt die zweite Berathung der allgemeinen Red 
nuno über den Reichsbaushaltsetat für 1884/85. Der Reſerent 
Dr. Pieſchel (ul) befürwortet den Beſchluß der Kommiifton, dle 
Rechnung zu genehmigen und die früher gemachten Vorbehalte 
wegen der ſogenannten juftifistrenden Kabtnetsotdres fallen zu laſſen. 

Schatzſekretär Dr. Graf Poſadowsky bemerkt, daß der Reichs⸗ 
zanzler jetzt ſowobl die formelle wie die materielle Verantwortung 
für die Juſtifikatlonsordres übernommen habe. 

Aba. Rickert (Fr). Ver.) ſpricht ſeine Genugthuung darüber 
aus, daß eine Sache, die den Reichstag ſchon ſeſt 11 oben be⸗ 
ſchüftigt babe, endlich aus der Welt geſchafft jet. Eine offene Frage 
bleſbe allerdings noch dle Genehmigung der finanziellen Konſe⸗ 
quenzen der Gnadenerlaſſe, es ſei nothwendig, daß dem Haufe 
nachträglich eine Ueberſicht derſelden z nebſt Begründung vorgelegt 

e. „ en 
ae Kommiſſtonsbeſchluß wird genehmigt. 

Es folgt die erſte Berotbung des Geſetzentwurfs wegen Abän⸗ 
derung des Geſe zes, betreffend dle kailerliche Schutztruppe für 
Deulſch⸗Oſtafrika, und des Geſetzes, betreffend bie katferiihe Schutz⸗ 
truppe für Sübweſtafrika und Kamerun. Das erfte Geſetz will 
den Duclismus zwiſchen der Milltör⸗ und Civilverwaltung be⸗ 
seitigen und die Schutztruppe dem Gouverneur unterſtellen, das 
zweite beitimmt, daß der Dienſtpflicht auch in der Schutztruppe ge⸗ 


ũ den kann. mi ere. 
* Prinz Arenberg (Ctr.) beantragt, die Vorlage an eine 


5 n zu üdermetien. 

Kom to zv. Bennigſen (nt) ſchließt ſich dleſem Antrage an 
und riätet an den Adg. Bebel die Froge. ob er die ſchweren An⸗ 
klagen, die er bei der Beratbung des Kolonialetats gegen den Dr. 
Peters erhober, jetzt eingebender deweiſen und neues Material 


berbelſcheffen affe (nl) billigt die Vorlage Namens feiner Bartet 


und Mauch ee dem Antrag auf Kommiſſtonsberathung ein⸗ 


verftanden. 


nichts thun, ich mich an den Teſtamentsvollfirecker des 
— — Biſchols wenden, vielleicht würde ſich in deſſen Nach ⸗ 
laß irgend etwas finden, was ich für meinen Zweck drauchen 
wir ie Der e 1. ie e turamen ab, 
mir irgend eine An' kun . one jedoch, daR das 
Andmartige Amt feinen diplomallſchen Einfluß aufwenden wich, 
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brechen und fünf gerade fein laſſen 


Mittag⸗Ausgabe. 


Hundertunddritter Jahrgang 


Dienſtag, 16. Juni. 
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um den Wohnort dieſes Biſchofs Tucker, der ſich jetzt noch in ur ungerechte Beſteuerung auferlegen, ſonſt kommen fie nicht 


Afrika befindet, aus findig zu machen 

Aba. Graf Arnim (Reichsp.): Es wäre doch vor allen Dingen 
nothwendig geweſen, die Berlchte der engliſchen Miſſionsgeſellſchaft 
einzuſehen, in denen der angebliche Brief Peters an den Biihof 
Tucker geſtanden haben ſoll. Es wäre doch eine Kleigiakeit, dieſe 
Miſſtons berichte nachzuſchlagen. Aber die Sozaldemokraten ver⸗ 
ſteben es ja, ihre Anſchuldigungen in einer Welle zu gruppiren, 
die für dleſe Partei geradezu kypiſch iſt. Da werden ſieben bi 
acht Behauptungen aufgeſtellt, von denen ſich vielleicht eine halbe 
bewahrheitet. Das tft ein reines Rouletteſplel, wo man auch ſieben 
Nummern beſetzt in der Hoffnung, daß eine gewinnt. Es wäre die 
Pflicht des Abg. Bebel geweſen, ſich die Miſſions berichte zu ver⸗ 
ſchaffen, um feſtzuſtellen, od feine Behauptung ein Phantaſiegemälde 
ſei oder auf Wahrhelt beruhe. Bis jetzt iſt keineswegs der Bewels 
erbracht worden, daß Dr. Peters einen derartigen Brief an Biſchof 
Tucker gelchrieben hat. Dagegen kann ich konſtattren, daß an Her en 
Peters eine engliſche Anfrage ergangen iſt, ob die Geſchi pte mit 
der muhamedaniſchen Heirath wahr jel. Herr Dr. Peters bat die 
Sache aber entichleben in Abrede geſtellt. Es tft alſo ein Brief 
geſchrieben worden, der gerade das Gegenthell von dem enthält, 
was der Abg. Bebel behauptet. Herr Bebel hat die Thatſachen 
vollſtändig entſtellt. Es ent pricht dem Syſtem feiner Partei, im 
Reichstage die ihm politiſch unſy npathiſchen Perſonen moraliſch tobt 
zu machen. Der vorliegende Geſetzentwurf, der einen Duallsmus 
beſeitigen will, enthält einen neuen Dualismus. Auf der einen 
Seite ſollen die Offiztere der Schutztruppe aus dem Armee⸗ Verbande 
ausſcheiden, auf der anderen Seite will man in Südweſtafrik: die 
Dienſtpflicht in der Schutztruppe zulaſſen. Da aber die Schutz⸗ 
truppe ja den Zweck verfolgt, die Sicherheit in Südweſtafcikg zu 
ſchützen, fo wäre es vielleicht ganz angebracht, wenn man die Eng⸗ 
länder, die ſich dort aufhalten, namentlich im Damaraland, zu den 
Ruler > Schutztruppe heranzöge, indem man ſie einer Wehrſteuer 
unterwirft. 

Abg. Bebel (Sozd.): Daß das Auswärtige Amt bisher ge 
ſchwlegen hat, i doch nur ein Bewels dafür, daß es bisher auch 
nichts erfahren hat. Die fittlihe Eatrüſtung ſteht dem Abgeord⸗ 
neten Grafen Urnim ſchlecht an, wir wollen doch erſt mal ab» 
warten, wie die Unterſuchung endigt. Graf Arnim irrt ſich, wenn 
er meint, daß ich einer Peters⸗Debatte in zwelter Auflage aus⸗ 
weichen wollte. Der Kolonlaldlrektor Kayſer hat ſelbſt aus den 
Akten vorgetragen, wie tief ſich Dr. Peters vergangen bat, Peters 
hat ſchon ſo viel begangen, daß er in Deutſchland in öffentlicher 
ee ee geworden iſt, ſelbſt wenn der Brief an den 
Biſchof Tuckers nicht geichrieben wäre. Im Uebrigen iſt doch nur 
ein einziger Punkt meiner Anklage nicht erwieſen, während alle 
anderen ſich als wahr berausgeſtellt haben. Eine Dame der höchſten 
Geſellſchaft hat, als fte meine Rede las, ſelbſt geſagt: Alles, was 
Bebel geſagt hat, habe ich ſchon längſt gewußt. - 

Abg. Richter (Freiſ. Vpt.): Die Verhandlungen des Relchs⸗ 
tags drehten ſich keineswegs darum, ob Dr. Peters den Brief ge- 
ſchreben bat oder nicht, ſondern fie wurden dadurch veranlaßt, 
daß Dr. Peters die öffentliche Aufmerkſamkeit To auf ſich gelenkt 
hakte, daß man ſich veranlaßt ſah, feine polliiſche Thätigkeit näher 
zu betrachten. Es haadelte ſich um Behauptungen, dle ſeitens des 
Herrn Peters gar nicht beftritten wurden und auch nicht beſtritten 
werden konnten, well ſie theilweiſe ſich auf fein eigenes Buch über 
die Emin Paſcha⸗Expeditlon ſtützten. Und wenn die Reichs regle⸗ 
rung im Uebrigen dem Dr. Peters nicht zugetraut hätte, daß er 
ſolchen Brief hätte ſchreiben können, fo würde fte ſich wohl nicht 
fo bald bereit erklärt haben, eine Unterſuchung eintreten 4 laſſen. 
Dr. Sale meinte, wir hätten die Schutztruppe nun einmal in Sud, 
weſtafrita und müßten fie jetzt auch dort behalten Er meinte auch, 
vielleicht könnte dort einmal ein ähulſcher Einfall erfolgen wie 
in der Transvaal⸗Republik. Aber er vergißt ganz, daß in 
Tran vaal Gold, bei uns dagegen nichts zu holen iſt. Wenn die 
Engländer dieſes „verdammte Land“, wie fie unfere Kolonte vor⸗ 
dem nannten, überhaupt hätten haben wollen, fo hätten fie nur zu 
zugreifen brauchen, dann hätten ſie es längſt gehabt. Wenn gejagt 
wird, daß man die Schutztruppe zu Telegrapden⸗ und Eiſendohn⸗ 
bauten gebrauchen könnte, ſo wird ganz vergeſſen, daß die Mann⸗ 
ſchaften hierzu nicht ausgebildet find. Eln Soldat kann doch nicht 
alles ſein, ein guter Reiter wird ſich ſelten zum Bau von Tele⸗ 
graphen und Eiſenbahnen eignen. Ste ſprechen immer von Elſen⸗ 
bahnen in Südweſtafrika, aber eine Elſenbahn kann doch nur da in 
Betracht kommen, wo Kohlen und Waſſer iſt. Beides iſt aber in 
Südweſtafrika nicht vorhanden. Man könnte höchſtens eine Ochſen⸗ 
bahn bauen (Heiterkeit), d. 9. Schienen legen, auf denen Ochlen- 
ſuhrwerke bequemer fahren köanen wie bisher. Aber auch dies iſt 
nicht leicht, denn Wege find nicht vorhanden. Es genügt auch nicht 
bloß, daß man Schienen hinlegt und Telegraphenſtangen aufitellt ; 
man muß auch dafür ſorgen, daß die Schienen nicht ge en und 
die Telegraphenſtangen nicht zerſtört werden. Dies zu verhindern, 
ift koſtſpieliger als mit der Bahn zu fahren, es wird dort auch 
nichts anderes zu fahren fein, als Konſerven für die Schutztruppe. 
Mit dem n des Geſetzes bin ich voll» 
ſtändig einverſtanden. Schon früher bin ich dafür eins 
etreten, daß der Dualismus beſeitigt werde. Inzwiſchen ſind die 

erren K lonialfreunde ſelbſt zu der Ueberzeugung gekommen, daß 
es damit nicht weiter geht, und das Produkt Dielen Erwägung iſt 
die Vorlage. Aber ich bitte Sie, ſelen Sie nicht Jo grauſam, eine 
Kommiſſionsberathung zu deſchlteßen. Wr ſitzen hier jo gemüth⸗ 
lich beiſammen und in einer Anzahl, die gar nicht ſtöcend wirken 
kann (Heiterkelt.) Namentlich erſchreckt mich die Perſpeltlve, die 
Graf Arnim entrollt, indem er in der Kommilfion auch noch die 
Verträge mit den Engländern in Südweſtafrika prüfen will. Die 
Schutztruppe ſchließt die Verträge doeh nicht ab, deshalb können 
dleſe hier doch gar nicht in Betracht kommen. Eine Wehrſteuer für 
die Ausländer hat gar keine Berechtigung, dena die Schutztruppe 
ſchützt die Ausländer gar nicht. am ſoll doch die paar gedildeten 
und vernünftigen Menſchen, die dorthin komen, nicht noch ver⸗ 
ſcheuchen, indem man ihnen Steuern auferlegt, die für Deutſchland 
zu ſchlecht befunden find. Die Ausländer, die nach unſeren Schutz⸗ 
gebieten kommen, bringen einen vollen Geldbeutel mit und der» 
lungen keinen Zuſchuß des Reiches. Ds fol man ihnen doch nicht 


wieder. (Beifall links.) 

Abg. Graf Arnim wiederholt, daß es die Pflicht des Abg. Bebel 
geweſen wäre, ſich den Bericht der engliſchen Miſſion kommen zu 
laſſen. Die Sorfaldemokraten ſpielen ſich bier ſtets als Partei für 
Wahrheit und Recht auf. Die Herren, die die freie Llede predigen, 
gerathen außer fih aus Entrüſtung über einige Ausschreitungen, 
die in Afrika vorgetommen find. Die Rede des Ada. Richter ent⸗ 


3 | Hielt ein? 8 Logik, er wünſcht, daß wir aus unleren 
2 


Kol nien mözlichſt viel Geld ziehen aber in demſelben Augenblick, 
wo bier eine Wehrſteuer für die Engländer vorgeſchlagen wird, 
rührt ſich ſein Herz den Engländern gegenüber und er ſagt, den 
armen Enzländern dürfen wir das Geld nicht abnehmen. Der 
Abg. Richter möge mal mit mir einen kleinen Rundgang durch 
die ganze Weltkugel machen, da würde er ſehen, daß an vielen 
Orten Eifenbabnen find, wo keine Kohlen vor anden ſind. Die 
Behauptung, daß wir in Südweſtafrika keine Eiſenbahn bauen 
können, iſt ebenſo falſch, wie die Behauptung, daß dort kein Waller 
vorhanden ift. Durch Brunnen kann man ſchon bei 1¼ Meter 
Tiefe überall auf Waſſer ſtoßen. 

Abo. Dr. Haſſe polemiſtrt gegen den Abg. Richter. Eine Bahn. 
085 2 Dan gezogen würde, ſei noch lange feine Ochſenbahn, 

siterfeit. 

Abg. Bebel (Soz.): Nicht der Perſon des Dr. Peters wegen, 
ſondern um die Tyati.che klar zu ſtellen, habe ich meine Aakl gen 
gegen Dr. Peters erhoben. Die Regierung hat, wenn gegen einen 
ihrer Beamten ſolche Beschuldigungen erhoben werden, die Pfli St, 
nicht blos einen ſondern alle Punkte klar zu ſtellen. Wenn wir 
im Herbſte wieder zuſammen kommen, werde ich hoffentlich noch 
eine Reihe intereſſanter Thatſachen vorbringen können. die nicht 
blos auf Dr. Prters Bezug haben, ſondern darüber Klarheit ſchaffen, 
wie es in unſeren Kolenſen zugeht. Nicht die Sozialdemokraten. 
ſondern die Konſervativen haben ſich bei jeder Gelegenheit als 
Vertheldiger von Religlon, Sittlichkeit und Recht aufgeſplelt, und 
wir haben nur ſo oft unſere Beſchuldigungen erhoben, um den 
Herren von der Rechten wirklicher Ihr Spiegelbild zu zeigen. Graf 
Arnim hat gar leine Veranulaſſung, ſich in den Mantel der fitt« 
lichen Entrüſt ung zu hüllen, denn gerade in den Geſellſ Hafts⸗ 
klaſſen, in denen er verkehrt, wird die freie Liebe am meliten 
proklamirt. Deshalb laſſen Sie (nach rechts) doch endlich einmal 
Ihre elenden Anklagen, die eines anſtändigen Mannes uns 


Herr Bebel mit apodiktiſcher . behauptet, 
in dem Milftonsbericht abgedruckt ſel. 
tag düpirt. 

Abg. Bebel beitzeitet es auf das entſchiedenſte, daß er einen 
Rückzug angetreten habe. Auch wenn der Brief wirklich nicht 
exlſtirte, fo könne Dr. Peters dadurch keineswegs rehabilitirt werden. 
Denn allein die Thatſache, daß Dr. Peters als Beamter des 
Reiches ſeine Macht mißbraucht bat, bat ibn unmöglich gemacht. 
Die Vorlage wird hierauf gegen die Stimmen der beiden Frei⸗ 
ſinnigen Parteien und der Sozſaldemokraten an die Badgetkom⸗ 
miſſion verwieſen. 5 

Es folgt die zweite Berathung der Vorlage enthalten 
Aenderungen des Geſetzes, betreffend die Friedenspräſenz⸗ 
ſtärke des deutſchen Heeres (Umformung der vierten Batalllone), 
deten unveränderte Aunahme der Referent Abg. v. Podbielski 
(kon) namens der Kommiſſion emofiehlt. 

Abg. Richter (Fri. Bpt.) beantragt: 1. den nachfolgenden Pa⸗ 
ragraphen als erſten Baragtapbens anzunehmen: $ 1. Der erſte 
Satz des Artikels 59 der Verfaſſung des Deutſchen Reichs vom 
16. April 1871 erhält mit dem 1. April 1897 folgende Faſſunz: 
Jeder wehrfähige Deutſche gebört ſteben Jahre lang, in der Regel 
vom vollendeten 20. bis zum beginnenden 28. Lebensjahre, dem 
ſtehend n Heere und zwar bei den Fußtruppen die erſten zwei 
Jabre, bei den übcigen Truppengattungen die erſten drei Jabre 
bei den Fahgen, dle 1 fünf bezw. vier Jihre in der Reſerve 
— die folgenden fünf Lebensjahre der Lindwehr erſten Aufgebots 
und ſodann dis zum 31. März desjenigen Kalenderjahres, in welchem 
das 39. Lebensjahr vollendet wird, der Landwehr zweiten Aufge⸗ 
bots an. 2 Die Ueberſchriſt des Entwurfs zu ergänzen durch Hin⸗ 
zufügung der Worte hinter „Aenderungen“: „der Verfaſſung des 
Deutſchen Reichs und.“ 


D 
wäh 
zelt In Beurlaudtenitande bei den u bungen bewähren wird. Aber 
In die Landwebr treten diefelden erſt nach dem Ablauf des Das 
guennatd ein. Dean dat aber (über nie wahrgenommen, 
daß diejenigen, welche aur zwel Jihte gedient baden, im 
Beurlaubtenberbältaſß bei den Uebungen ſich weniger bes 
wäbren. Der Kriegs minſſter meinte, die eigentliche Prode werde 
exit im Feuer während den Krieges ſtattfinden, dann müßten die 
Preplſorlen bis ei) einem 2 lortdauern. Wıs alles müßte 
man dann problſoriſch in der Geſetzgebung regeln! Jeder Krieg 


steht tja nach allen Richtungen die größten Veränderungen nach 


—— — — 


ſich. Gerade in den Krlegen von 1866 und 1870/71 batten die 


jüngſten Feldtruppen kaum zwei Jahre gedient, da domals in den 
Jahren vorher die Dienftzeit tbaflächlich apßtrordentlich anch laß 
war. Einer befonderen Anlaß, im Auſchluß an dies Geſetz bie 
i a dauernd zu ıepeln, giebt uns der Umftand, 
daß gerade doslenſce. was 1893 als Kompensation für die zwei⸗ 
jährige Dienſtzelt bezeſcknet wurde, die Halbbatalllone und bie 
Präſenzerhöhung dex Volbataillone jetzt in Fortfall kimmt. Wir 
baden freilich dieſe Kompenſatlon niemal® für nötbla angeſeben. 
Aber von milltäriſcher Seite war dies der Fall. Urd wer bürgt 
uns dafür, daß jene militärtichen Kreiſe nach Fortfall dieſer Kom. 
venfation ſpöter nicht wieder ar dere Kom penſatlonen mit Ablauf des 
Quin quennats fordern? \ 
find ja jetzt überall wieder ſehr munter geworden in derjenigen 
Preſſe, die die Anſichten militäriſcher Krelle wlederſplegelt. Man 
meint, die Sicherheit für die ameljöhrige Dien ſtzelt liege in der 
Sache ſelbſß, man könne nicht zur dreljäbrigen Dienſtzeſt zy rück. 
kebrer, obne entweder die Armee erheblich wieder zu vergrößern, 
oder die Relrutenaushebung und damit die Kriegsftärke zu ver⸗ 
mindern. Iſt dles wahr, und die dreijährige Dlenſtzelt nicht wieder 
herzi fielen, warum denn nicht im Inkereſſe der Sicherheit der 
Dienfipfliätioen das Provlſorlum in ein Definitivum verwandeln? 
Iwwerhin bleibt bie Gefahr beſtehen, daß man die breiiäbrige 
ien felt derart wiederherſtellt, daß man thatſächlich nur wenige 
drei Jahre dienen lößt, aber alle in der Unſicherheit erhält, wie 
lange fie zu dienen haben. Dieſe Geſetzes vorloge ſteht auch in 
einem Zuſammenhange mit der Regelung der 
Präſenzſtärke. Die neuen Vollbatatlllone ſollen zu beſon⸗ 
deren Brigaden und Divifionen formirt werden für die Feldarmte. 
Für dieſe Divifion aber feblt es an Stämmen der Ke vallerle und 
Artillerie Nur zur Beit verzichtet die Regierung apf die Bildung 
folder Stämme. Man bat angeführt, die neuen Vol batalllone 
gehören zur Ausführung eines Planes, der 1891 aufgeſtellt, aber 
damals zurüdgelrot wurde. Wir kennen aber dieſen Plan im 
Uebrigen nicht, und wiſſen nicht, welche ſonfigen neuen Forwa⸗ 
tionen noch darin enthalten ſird. Mon wirft den Hald⸗ 
boteillonen vor, daß ſie keire ausreichende Ausbildung im 
Kom pagniedlenſt wegen der Schwäche der Kompagnſe ermöglichen. 
Aber dieſe Maßregel kann die Regierung ſelbſtändig beſeitigen 
durch Zuweiſung von Mannſchaften aus den bisberigen Voll⸗ 
batalllonen. Denn nicht die Stärke der einzelnen Trur pentheile, 
ſondern ı ur die Geſam mtzahl der Mannſchaften und Offiziere iſt 
geſetzlich feftgeleot. Bei ſolcher Regelung wäre der Reichstag nicht 
pröiudizirt und lönnte für denſelben aus biefer Annohme ſpäter 
keine Folgerurg gezogen werden in der Erköbung der Milttär⸗ 
after. Die Neuformtrung koſtet aber auch erheblich mehr, als ſich 
vorher erſeben ließ. Und es iſt wenig Aus ſicht, daß bei der Etats⸗ 
fehftelung die Mehrloſten im Ordinartum vermindert werden. 
Nun liegt die Frage nahe, warum fortwährend Neu⸗ 
bewilligungen machen, wäh 
füllung der alten Forderungen des Reichs⸗ 
tages, die Reform der Milt ſtrafprozeß⸗ 
ordnung in unbeſtimmter Ferne bleibt. Aller⸗ 
dinas het Fürſt Hohenlohe dle beſtimmte Erwartung aus⸗ 
geſprochen, die e im Herbst dem Reichstage 
vorlegen zu lönnen. Aber wiſſen wir es beſtlmmt, ob 
wir den Fürſten Hohenlobehler imHerbſte wieder⸗ 
finden zur Erfüllung feiner wechſelmäßlgen 
Verpflichtung? Die konſervative Partei dat vor einigen 
Tagen den Fürften Hohenlohe im Abgeordnetenhauſe willkürlich 
angegriffen, ihne Subſtanzirung des Vorwurſes der Vernachlöſſt⸗ 
3 der preußiſchen Intereſſen. Derart pflegt die kon⸗ 
ervative Varteſnur vorzugehen gegen Mintiter, 
deren Stellung lie ohnehin erſchüttert glaubt. 
Auch die Organe ber Regierung naheſtehende Rarteler, wie des 
Centrums und der Nattonalliberalen, berichten: über Fortſetzung 
ahnlicher Treibereien gegen die Milltärſtrafprozeßordnung. Ber: 
ſonen und Sachen feien un cherer als ſe. Da kann 
es kommen bei der Art, wie bei uns Meinlſter wechſeln ohne jede 
Nolhwendiakelt, daß am 1. April nächſten Jahres zwar dieſe Milttär⸗ 
vorlage in Kraft tritt die Melitärſtraſprozeßordnung aber ebenſo 
15 * Schwebe bleibt, wie Schon ſeit über 20 Jahren. (Beifall 
inks. 

Abg. Baſſermann (nl): Auch wir verlangen die Reform der 
Militärſtraſprozeßordnung, aber die Erklärung des Reichskanzlers 
genügt uns, und wir vertrauen, daß im Herkfie die Vorlage kommen 
wird. Nach den Erklärungen der Sachverſtändigen halten wir die 
Neuſormotſon für eine größe Verbeſſerung. Auf die lange Bank 
darf die Sache nicht geſchoden werben. Man hat darauf hinge 
wieſen bon manchen Selten, daß die Grundlagen der zweijähriger 
Dienftzelt durch die Vorlage urſchüttert e eine Abſchwächung 
in der Ausbildung wird dadurch, wie die Mllltärtechnſter ver ſichern, 
nicht berbeigeführf. Die zwelſöhrige Dienſtzelt verfaſſungsmäßig 
ſeſtzulegen, iſt nicht nöthig mit Röckſicht auf dle Verſicherungen der 
müittärtiegen Sachverſtändigen. Wir wollen dle ehrliche Probe von 
5 Jahren abwarten. - 

Abg. Dr. Lieber (Centr.): Die Bedenken, die wir bel der 
eriten Leſurg geäußert baben, find durch die Verhandlungen in 
der Kommiſion Im We ſentlichen 7. . Wir wollen die Probe 
auf die zweijährige Dienſtzeit aushalten. Was von Bedenken noch 
übrig geblieben if, wird aufgewogen durch die Erwägung, daß die 
Halbbatatllone Ach, wie wir es vorausgelant haben, nicht bewährt 
Haben, und daß das aufgewendete Geld für die Wehrhaftigkeit des 
Reiches nunmehr verwendet werden ſoll. Um die geſetzliche Feſt⸗ 
legung der zweſjäbrigen Dienstzeit handelt es ſich in dieſem Augen⸗ 
biſck nicht. Wir glauben beute nicht weiter gehen zu können, als 
1893 mit der Friedenspräſenzſtärke feſtaeſetzt If. Die geſetzliche 
Foran der 1 Dienſtzeit wird durch die gegenwärtige 

orlage nicht berührt. Der Antrag Richter aber iſt unannehmbar 
infofern als wir der Reglerung nicht zumuthen können, die zwel⸗ 
jährige Dienstzeit verfaſſungsmäßig festzulegen, ohne daß wir dle 
eden Hk verfaſſungsmüßla 1 Das können und 
wollen wir nicht und deshalb werden wir gegen den Antrag Richter 
haben Vertrauen in die gemachten Verſicherungen 


ſtimmen. Wir 
der Regſeruno. 

Abg. Rickert 1150 Ber): Uns, die wir die Vorlage 1893 zu 
Stande gebracht baben, verdankt das Volk die zweljährſge Dienit: 
zeit und darum darf uns das Volt auch vertrauen, daß wir feiner 
Vorlage zuftimmen werden, die die zweijährige Dlenſtzeit gefährdet. 
Die Nera etrung. die Abg. Graf Limburg-Stirum im Abgeord⸗ 
netenbaus erfahren bat, bietet uns die Gewähr, daß der Relchs⸗ 
tanzler feſt ſtebt. Eine große Bedeutung kann ich der Sache nicht 
dellegen. Ich babe auch keine Garantte, daß der Herr Kriegs. 

er bis zum Herbſt bleibt. Wenn man ſolche Garantien ver⸗ 
langt, dann giebt es gar keine. Je länger der Probezuſtand mit 
der zweſjährigen Dienſtzeit dauert, um fo mehr wird fie ſich 


feſtigen. 

Aba. Richter (Frl. Vp.): Der Abg. Rickert hat mit Emphoſe 
geän er 1 ke gehöre, denen man die zweijährige 
Dienstzeit verdanke; Ihnen allein (Abg. Rickert ruft: Nicht mir 
allein!) Nein, Ste meinen, der damaligen Mehrheit allein im 
Gegenſatz zu uns müſſe man auch vertrauen, daß fie die zweljährige 
Dienſtzeit aufrecht erhalten müſſe. Er bat alſo die Erhaltung der 

weljührigen Dienſtzelf gewiſſermaßen als ein Internum feiner 

artei und der damaligen Mehrbelt bezeichnet, zu der er ſelbſt ia 
nur den kleinſten S beigetragen. Nur der Abg. Rider 
bat einen derartigen polemiſchen Ton bier angeſchlagen. Ihm 


Tie Gegner der zweijährigen Dienſtzeit] A 
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elt IR es zu verdanken, daß damals die 
weljährige Dienftzeit nur zu Stande ge⸗ 
ommen !ft mit einer großen Mehrbelaſtung 
es Volkes im Ganzen, der Bepadung mit 
iner Erhöhung der Präſenzſtärke um mehr 


e 
als 80000 Mann. Ohne Ihre aus ſchlaggebenden Stimmen 
würde die zweijäbrige Dienſtzeit mit gar keiner oder wentaftens 
elner geringeren Mehrbelaſtung zu erreichen geweſen fein. Ber 
ſonders Vertrauen gerode zu der Feſtigkeit des Herrn Rickert aber 
kann man ſchon deshalb nicht haben, weil in ihm fich eine Wand» 
lung vollzogen hat zwiſchen Mat und Juli 1893. Vor der 
uflöſung ftimmte_ er mit uns, nachder 
gegen und für die Militär vorlage. Inner⸗ 
halb wentger Wochen vollzog ſich bei ibm 
eine Bekehrung. (Zuruf des Abg. Rickert zu den Sozlaldemo⸗ 
kraten: wo wären Sie ſonſt bei einer nochmaligen Wahl geblieben!) 
Wir ſind nicht ſolche Angß meier. (Heiterkeit.) Auf unſere Perſonen 
kommt es niemals an. Man muß den Grundſatz, den man für 
richtig hält, vertbeidigen, auch auf die Gefahr hin, doß man nicht 
wieder im Reichz tage erſcheint. Ich habe dieſe Polemik nicht 
geſucht, Re iſt wir von Hen Rickert aufgezwungen worden. Auf 
den Einwand des Abg. Alckert, daß diele Vorlage mit der Ver 
ſtärkung der Kompaanten die zweljähtige Dienftzeit befeſtige, habe 
ich bereits erwidert. Die Auffüllung der Kompaonien der Halb⸗ 
bataillone aus anderen Bataillonen kann von der Reglerung ſelbſt⸗ 
ſtändig ohne dieſes Geſetz eingeführt werden. Wir haben mindeſtens 
ebenſo wie der Abg. Rickert die Erhaltung der zweljährigen Dienſt⸗ 
zeit zu vertheidigen, denn alle Laſten, welche die Präſenzerböhung 
n Verdir dung mit derſelben dem Lande auferlegt werden, treffen 
unſere Wäbler ebenſo wie die ondern. Haben wir die Mehrbelaſtung 
nicht verhindern können, fo wollen wir wenigftens die gute Seite 
an jenem Geſetz, die zweijährige Dienſtzelt nicht verkümmern laſſen. 
Herr Rickert fragt, welche Garantien ich verlange, wenn ich nicht 
an des Verbleiben der leitenden Perſonen im Amte glaube? Nun, 
es atlebtneben den perſönlichen auch fachliche 
Garantien. Man darf keine Geſetze bewilligen, die die 
eigene Poſitlon unter ar deren Verbältniffen zu ſchwächen geeignet 
nd. Herr Rickert ſpricht die Beſürchtung der Vorlage einer 
ilitärſtrafprozeßreform aus, die uns inboltlich nicht geſällk. Aber 
wir verlangen doch nicht blos ein Stück Papier, das beſchrleben 
: „Mellitärſtrafprozeßreform“, ſondern eine wirkliche Reform, die 
dem wlederholten Verlangen des Hauſes in ihren Hauptpunkten 
inhaltlich entſpricht. Wenn Herr Rickert beſorgt, daß das icht 
der Fall iſt, fo hat er umſo wehr Utſache, auch mit der Ve⸗ 
willigung dieſes Geſetzes zurück uhalten, dis auch eine unſeren 
Wünſchen entſprechende Mllitärſtrafproze reform zur Erledigung 
kommt. (Beifall links) i 
Aba. F br. v. Manteuffel (konſ) erklärt, Graf Limburg⸗ 
Stirum werde die Sache bet der dritten Leſung aus Sprache bringen. 
Er begreife nicht, in welchem Zuſammenhang die Aſſeſſoren mit der 
zweljährigen Dienſtzeit fänden. 


Abg. Rickert (Frl. Boa.) polemiſirt gegen den Abg. Rlchter. 
Er beorelſe nicht, wie derſelbe ſagen könne, wenn man die Vor. 
lage damals abgelehnt hätte, würde man die 2 jährkze Dlenſtzeit 
doch erhalten haben. Seine Partei habe daſſelbe Gefühl der Ver 
antwortlichkeit wie andere. Intereſſant war es mir, daß Herr 
Richter wenigſtens eine gute Seite an der Vorlage von 1893 ans 
erkannt hat. Gott fei Dank, hat die Vorlage eine gute Seite ges 
habt und un dleſer willen haben wir fie angenommen, Herr Richter 
und ſeine Freunde aber haben fie abgelehnt. Es iſt mir in der 
That unbegreiflich, wie Herr Richter ſagen kann: hätten wir die 
Vorlage nicht angenommen, ſo hätte das Volk die zweljährkge 
Dienſtzelt obne größere Präſenzſtärke gehabt. Man kann ja im 
Parlament vieles behaupten, aber es wird draußen nicht viele Leute 
geben, die dieſe Behauplungen für richtig halten, Ich habe wich 
pur noch dagegen zu verwabren, daß ich erklärt hätte, daß uns 
allein das Volk die zweljärige Dlenſtzelt verdanke und wir allein 
die Sorge dafür hätten. Ich weiß ſehr wohl, daß Herr Richter 
dieſe Sorge auch auf ſi h nimmt und. theile ſie mit ihm. Ich weiſe 
die Beſchuldigung zurück, als ob wir leichtfertig (Abg. Fiſchbeck: 
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Sehr ıihtig) — ſehr unrichtig! Herr Fiſchbeck — dieſes große Gut | b 


prelsgeben. 

Abg. Richter: Ich habe alſo Herrn Nidert überſchätzt, als 
ich glaubte, er hätte wenlkaſtens die Bewilltaung dieſer Vorlage 
abhängig machen wollen von der Zuſage in Bezug auf die Milttär⸗ 
ſtrafprozeßreſorm. Dann müſſen wir den anderen Parteien um fo 
dankbarer ſein, daß ihre Haltung den Fürſten Hohenlohe dazu 
nöthigte, hler vor Beginn der Verhandlungen über dieſe Vorlage 
zu erklären, daß er die beſtimmte Erwartung hege, der Vorlage 
der Milktärſtraſprozeß reform zuzuftimmen, in der Anſicht, daß lonſt 
das Schickſal dieſer Vorlage gefährdet ſet. Dann bat der Abg. 
Rickert ſich erſtaunt darüber gezetat, daß ich an der Milttärvorlage 
von 1893 in der zweijährigen Dienftzett auch eine gute Seite er⸗ 
kannt hätte. Es ſcheint, daß Abg. Rickert das Gedächtulß verloren 
bat für die Zeit unſeres Zuſammenwirkens vor der Auflöſung vor 

3. Mit feiner nachfolgenden Bekehrung betrachtet ex ſich wie 
(Große Heiterkeit.) 

Damtit ſchließt die Diskufſion. 

Der Antrag Richter wird Kar die Stimmen der Frei⸗ 
ſinnigen Volksparkel, der Deutſchen Volkspartet und der Sozial 
demokraten abgelehnt. Die ganze Vorlage wird mit 
demſelben Stimmenverhältniß angenommen. 


Es folgt die zweite Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend 


— 


ein Neugeborener. 


die Feſtſtellung eines Nachtragsetats in Verbindung mit 
dem nleihegeſetz für wecke des Auzwär⸗ 
tigen Amtes ſowie der Reichspoſt, und 


Telegraphen verwaltung und in fernerer Verbindung 
mit dem Nachtraa zum Etat der Schutzgebiete 
rar 1896/97. Die Forderung für Neu⸗Gulnea iſt geſtrichen 
worden. 

Referent Dr. Haſſe weiſt u. a. darauf hin, daß die Kom⸗ 
miſſion zwar die patriotliſche Handlungswelſe der Neu⸗Gulnea⸗ 
Kompagnſe ſ. 3. anerkannt habe, aber nicht dem Vertrage mit dem 
Reiche habe zuflimmen können. Aus geſchloſſen jet nach den 
Satzungen des Freibrleſes, daß die Kompagnie Neu⸗Gulnea nun⸗ 
mehr an das Ausland verkaufen könne. 

Abg Werner (Antlſ.) erklärt, er jet in der Kom mlſſtons⸗ 
ſitzung Schriftführer geweſen und habe den Eindruck gehabt, als 
ob Meinungsverſchiedenhelten über die Neu⸗Gulneafrage zwiſchen 
dem Staatsſekretär Grafen Poſadowsly und dem Direktor Dr. 
Kayſer geſchwebt hätten, und er wiſſe genau, daß der Staats⸗ 
ſekretär den erſten Theil der in der Kommiſſion abgelehnten 
Reſolutlon Podbielski nicht bekämpft habe, wodurch der Regterung 
eiue gebundene Marſchroute habe gegeben werden ſollen. 


Staatsſekretär Graf Poſadowsky glaubt, daß die Protokolle 
der Budgeikommiſſion nicht immer ganz korrekt ſelen. Er habe 
durch einen Zeitungsartikel Kenntniß erhalten, daz er behauptet 
haben ſolle, durch diefen Vertrag werde das Intereſſe des Relches 
geſchädigt. Eine korrekte Darſtellung der Kommiſſionsverhandlung 
b be in der „Freiſiunigen Zeitung“ geſtanden. (Redner verlieſt 
den betreffenden Paſſus dieſes Arkitels.) Die tendenzlöſe Ente 
ſtellung des Vorganges jet mit Entſchledenheit zurückzuweisen. 

Abg. Müller. Fulda (Ctr.) beſtätigt die Ausführungen des 
Grafen Poſadowsky. 

Abg. v. Podbielski (tonſ.) tritt dem Vorredner bel. 


eee 
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Abz Werner (Antif.) verwahrt ſich gegen den Vorwurf der 
9 Entſtellung. a 

ztpräſtdent Schmidt ⸗Elberfeld macht den Redner darauf 
aufmerkſam, daß der Staatsſekretär von tembenziöfer Enutſtellung 
durch die Zeitungen, nicht von der Perſon des P:dnerd ger 
ſprochen habe. 

Schatzſekretär Graf Poſadowsky erklärt, ihm habe fern gelegen, 
dem Vorredner den Vorwurf zu machen, daß er bie tendenzlöſe 
Darſtellung in den Zeitungen veranlaßt habe. 

Aba. Bebel (So) gebt noch einmal tadelnd auf den Vertrag 
und die ungünftigen Verbältniſſe von Neuguinea ein. Einen ſol Hen 
Vertrag könne nur eine Geſellſchaft ſchlleßen wollen, die glaube, der 
Regierung alles bieten zu können. Es ſel zur Ehre der deutſchen 
Beamten zu hoffen, daß nie mehr ein derartiger Vertrag zur Vor⸗ 
legung kommen werde. 

Direktor Dr. Kayſer will auf den allleitig abgelehnten Ber⸗ 
trag nicht näher eingehen, vertheldigt aber die Geſellſchaft, die 
. bewiefen habe, gegen die Angriffe des Vor⸗ 
redners. 

Abg. Graf Arnim (Rp.) nimmt gleichfalls die Geſellſchaft in 
Ba 3 ve pin e — wo ige 
au old in den Flüſſen gefunden fet, als gün Die Soztals 
demokratie treibe eine kurzſichtige Politik. x =. 

Abg. Bebel (Sozd.) replisirt, die Karzſichtigkett läge auf 
Selten der Gegner, wie die Mißerfolge und die Nachforderungen 
für die Kolonien bewieſen. 

Die Diskulfion wird geichloſſen. . 

Abg. Dr. Hammacher (natl.) erklärt zur Geſchäftsordnung. 
er bitte im ſtenographiſchen Bericht feſtzuſtellen, daß er bel allen 
Abſtimmungen über Neu⸗Gulneg ſich der Stimmabgabe enthalten 
babe, weil er es nicht für richtig halte, wenn eln perſöniich in⸗ 
tereſſtrter Abgeordneter ſich an Adſtimmungen bethellige. 

Die Nachtragsetats werden genehmigt, die Forderung für Neu⸗ 
Guinea geftrichen. 

Hlerauf vertogt ſich das Haus auf Dienſtag 1 Uhr. 

Zweiter Nachtraggetat, dritte Beratbung des früheren Nach⸗ 
tragsetats, Rechnungsſachen, endgültige Abſtimmung üder dle No⸗ 
belle zur Gewerbeordnung und Betitionen. 

Schluß 6 Uhr. 


—ͤ— d — . — — ——— 


Preußiſcher Landtag. 


Abgeordnetenhaus. 
80. Sitzung vom 15. Junt, 12 Uhr. 
(Nachdruck nur nach Uebereinkommen geftattet.) 

Das Haus tritt zunächſt in die dritte Berathung des Ver⸗ 
traas zwiſchen Preußen, Oldenburg und Bremen 
über den weiteren Ausbau der Fahrbahn in der 
Außenweſer. 

Hierzu beoründet 

Abg. Dr. Hahn (b. k. P) einen Antrag, die Staatsregierung 
zu erſuchen, auf die Verbeſſerung der Hifen⸗ und Verkehrever⸗ 
bältulſſe von Geeſtemünde Bedacht nehmen und insbeſondere den 
Bau der Bahnlinten Geeſtemünde —Stade und Bremervörde 
Buchholz möalichſt beschleunigen zu wollen. 

Präſident v. Köller unterbricht die längeren Ausführungen 
des Redners mit folgenden Worten: Ein gewiſſer Zuſammenhaug 
wiſchen dem, was Gie vortragen, mit der Vorlage mag ja vor⸗ 

anden ſein. Ich bitte Sie aber doch, in die Detalls dieſer Elſen⸗ 
Sari nicht allzuſehr einzugehen. (Lebhafter Beifall und 
eiterteit). 

Nach kurzer Debatte wird die Vorlage angenommen un 
aun delle e e e 

— o ne 
entwurf, betreffend die Kamiltienftbetftom mitte: 
Neu vorpommern und Rügen, in zweiter Leſung 
der Geſetzentwurf, betreffend Abänderungen von Am 3 
derlchten, angenommen. 

Bel der hlerauf folgenden erſten Berathung des Geſetzentwurfs, 
0 die Erweiterung des Stadtkrelſes Breslau 
emer 

Abg. Graf Harrach (koni.), daß der Entwurf, der die Ort⸗ 
ſchaften Pöpelwitz und Kleinburg in Breslau eingemeinden will. 
von größter Tragweite jet. Namentlich Kleinburg ſel mit Breslau 
überhaupt nicht örtlich verbunden. Die kommunalen Jatexeſſen 
erfordern eine Eingemeindung ebenfalls nicht. Freilich derſehe 
Breslau Kleindurg mit Gas, aber dies beruhe auf einem Vertrage, 
der u einer Zeit geſchloſſen wurde, wo man wußte, daß Klelnburg 
der Eingemeindung widerſprechen würde. Der Schwerpunkt liegt 
vielmehr in der Geldfrage. Der Vortheil, den Breslau von der 
Eingemeindung hätte, iſt nur eln ſehr geringer. andererſeits aber 
ift die Schädlaung der Gemeinde ſehr groß. Ich beantrage Ueber⸗ 


welſung der Vorlage an die Semeinhefommiffion. 


Mintfter des Innern Frhr. v. d. Recke: Gegen eine kom⸗ 
miſſariſche Bera hung haben wir nichts, obgleich wir die Vorlage 
eingehend geprüft haben. a ae zu ber Ueberzeugung gekommen, 
daß die Einverleibung nothwendig iſt wenn die Unzuträglichkeiten 
verſchwinden ſollen, die ſich in dem Verhältniß der In Frage kom⸗ 
menden Gemeinden zur Stadt Breslau ber usgebildet haben. Er⸗ 
hebliche Bedenken gegen die Eingemeindung liegen nicht vor. 
ſämmtliche Faktoren mit elner einzigen Ausnahme haben ſich dafür 
erklärt, ſelbſt Gemeinde Kleinburg. Ich glaube nicht, wie dies 
von anderer Seite behauptet iſt, daß Kleinburg nur einem fanften 
Zwange gewichen ſel. Der Landkreis bat nicht zugeſtimmt, well 
er einen beträchtlichen Theil ſeiner Steuerkraft verliert, aber 
fo bedeutend iſt dieſe Summe auch nicht. Der Landkreis kann 
5 das ſchledsrichterllche Verfahren bei dem Bezirksausſchuß ans 

rengen. 

Abg. Schmieder (Frl. Bpt.): Ich bitte, mit Rückſicht auf dle 
Geſchäftslage von der Komm iſſtonsberathung abzuſehen, zu nal da 
das Geſetz ſchon am 1. Oktober in Kraft treten fol. Der Minifter 
bat bereits darauf hingewieſen, daß, wenn keine Einigung zu Stande 
kommt, den vermeintlich — mn der Rechtsweg übrig bleibt. 
Eine Beſchleuniaung der Angelegenheit ift ſchon deshalb zu empfehlen, 
well erorbitante Verhältutſſe, namentlich in Bezug auf Steuerfragen 
obwalten. Die Steuerkraft von Kleinburg wächſt von Jahr zu Jahr 
durch die Breslauer, die dort hinaus ziehen. Kleinburg iſt jetzt eine 
Villenſtadt, die in Folge der guten Wege und der Pferdebahn ſehr 
leicht zu erreichen iſt der größte Theil der Bewohner find Leute 
dle in Breslau ihre Geſchäfte haben. Ich bitte mit Rückſicht auf 
dieſe Sachlage nochmals um Beſchleuntaung der Angelegenheit. 
Aba. Graf zu Limburg ⸗Stirum (konſ.): Wenn es ſich darum 
handelt, reiche Villenkolonten elnzugemeinden, find die Städte ſofort 
dabel, aber mit der Eingemeindung von Ortſchaften, wo Arbeiter 
wohnen, die in Fabriten arbelten, haben es die Städte nicht ſo 
eilig. (Sehr richtig! rechtz, Wlderſpruch links) Ich weilſe nur 
auf die Gemeinde Herdaln bel Breslau bin. Bel der Schwierig⸗ 
kelt der Br die bier zu erörtern find, iſt der Antrag auf 
Ucberwei ung an eine Kommiſſion ein billiges Verlangen, zumal 
da die Mehrzahl der Bewohner von Sleinburg von einer Einge⸗ 
meindung nichts wiſſen will. Die angeführten Gründe ſind keines⸗ 
wegs dutchſchlagend. 

Aba. Gothein (Frelſ. Ver.): Mein perfönlices Intereſſe 
würde es erfordern, gegen die Eingemeindung zu flimmen, da ich 
als Grunbbeſitzer in Kelnburg im Felle der Eingemeindung mehr 
Steuern zu zahlen hätte. (Abg. Gamp ruft: Dann würden 
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olche Gründe mögen Ste leiten, aber nicht ung. 
erleld ürd 7% Prozent betr = ar l 
g n würde, würde nur 7/ Prozent betragen, und dafür ha 
die Stadt Breslau viele Schulden und andere Verpflichtungen mit 
zu übernehmen. Der Landkreis Breslau hat nichts dagegen, daß 
er die Gemeinde Pöpelwitz los wird, denn dies iſt eine arme Ge⸗ 
meinde, und wenn es ſich darum handelt, arme Gemeinden los zu 
werden, find die Landkreiſe fofort bel der Hand. Der Vorwurf 
des Abg. Graf Limburg gegen die Stadt Breslau iſt alſo völlig 
unbegründet. Natürlich kann Breslau nicht mit einem Male alle 
Gemeinden einverleſben, ſie trägt ih aber mit dem Gedanken, 
demnächſt Herdaln einzugemeinden. Ich gebe zu, daß das Ganze 
eine Geldfrage ift, man muß aber dedenken, daß nicht der Land⸗ 
kreis Breslau, ſondern die Stadt Breslau die Koſten dafür aufs 
bringt, daß die Klelnburger höhere Schulen beſuchen können. Wenn 
man in einem Vorort wohnt, der ledialich aus Villen beſteht, fo 
part man Schul⸗ und Armenlaften. Leute, die ſich derartigen 
öffentlichen Laſten entziehen, nennt man Drückeberger, und Drücke⸗ 
derger wollen auch die Kleinburger nicht fein. Wenn wir jetzt die 
Vorlage an eine Kommiſſion verweiſen, fo wird das Zuſtande⸗ 
kommen des Geſetzes gefährdet. In der vorigen Woche wäre noch 
Zeit dazu geweſen, aber damals beantragte Graf Limburg ſelbſt, 
dieſen Punkt von der Tagesordnung abzuſetzen. Nehmen Ste 
deshalb die Vorlage obne Kommiſſtonsberathung an. 

Abg. Graf Harrach (Reichsp.) tritt nochmals für Kommiſſtons⸗ 
berathung ein. 

Abg. Wetekamp (Fri. pt.): Es bandelt ſich bier nicht, wle 
Graf Limburg jagt, um künſtliche Vergrößerung der Großſtädte, 
ſondern nur um bie rechtliche Feſtlegung bereits beſtehender Ver⸗ 
bältnſſſe. Kleinburg iſt de facto ſchon ein Theil von Breslau. 
Uebrigens hat ſich Kleinburg ſchon jetzt eines großen Thelled ſelaer 
Selbſtändiatelt beraubt durch Abgabe wichtiger Verwaltungs zweige 
an die Stadt Breslau. Dem Abg. Graf Harrach erwidere 
daß dem Ausfall von Geldern aus der lex Huene doch die Mehr⸗ 
einnahmen aus den Grund- und Gebäudeſteuern gegenüberſtehen. 
Ich bitte dem Verſchl ppungsantrage nicht zuzuſtimmen, ſondern 
den Geſetzentwurf im Plenum zu erledigen. 

Hierauf wird die Debatte geſchloſſen. 

Die Vorlage wird gegen die Stimmen der Linken und des 
rößten Theils des Centrums der Gemeindekommiſſton überwieſen. 
8 folgt die Berathung des Antrages der Abgg. Dr. Arendt 

und Gen., die Reoterung zu erſuchen, im Bundesrath dahin wirken 
zu wollen, daß die von demſe ben unter dem 4. März erlaſſenen 
Beſtimmungen, betreffend den Betrieb von Bäckereien und Kon⸗ 
ditoreien nicht in Wirkſamkelt treten. 

Abg. Hornig (konſ): Wir find ſtets bereit, wirkliche Noth⸗ 
ſtände zu deſeitigen, wir erkennen jedoch nicht an. daß bei den 
gegenwärtigen Zuständen des Bäckereigewerbes dieſe Nothwendlgkelt 
vorliegt. Im Großbetrieb handelt es ſi h meiſt um Schichtarbeit, 
und im Kleinbetrieb kehren regelmäßige Ruhepauſen wieder. Der 
kleine Bäcker kann ſich nicht an beſtimmte Stunden binden. Eine 
Ueberlaſtung der Arbelter, eine Gefährdung ihrer Geſundbeit liegt 
un ver. Ich bitte Sie deshalb, dem vorliegenden Antrage zuzu⸗ 

mmen. 3 


Abg. Letocha (Ctr.): Der Begründer des Antrages hat ſich die 
Sache leich gemacht. Ich gebe zu, daß dle Befürchtung heftebt, daß 
die Bäckerelverordnung der erſte Schritt zu ähnlichen Eclaſſen fit 
die mit 85 Zelt zu einer Knebelung der Ardeitgeber führen. Dieſe 
Befürchtungen find unbegründet, denn die Vero dnungen find ganz 
barmloſer Natur, fie begnügen ſich mit dem Mindeſtmaß deſſen. 
was der Bundes rath verordnen mußte. Hätte er dieſe Verordnung 
a getroffen, fo hätte er feine Pflicht nicht erfüllt. Auf die ganz 
leinen Betriebe haben die Beſtimmungen keine Anwendung. Wenn 
behauptet wird, daß die etwas größeren Betriebe, die nut dreimal 
„tu der Woche backen, dadurch vernichtet werden, fo kann ich 
A au ‚ nicht zugeben. Mit einem Maxlmalarbeitstag 
- pt nich, zu thun. Aber 

wiſſe Beſchränkungen. find motbwendig, well der 
betrieb nachweislich geſundheitsſchädlich iſt. Die Lage der 
Bäcker iſt in ſanltärer Hinſicht viel ſchlimmer, als dle der Fabrik 
arbeiter. Auch im Auslande, z. B. in Schottland, beſtehen ähn⸗ 
liche Beſtimmungen. Eine Gefahr, daß durch die n 
den Soztaldemokraten Vortheile gewährt werden, kann ich nicht 
anerkennen. Glauben Sie denn, daß die Bäckermelſter, die ſich 
eines gewiſſen Woblitandes erfreuen, Ihr Vermögen den Sozial⸗ 
demotraten zur Verfügung ſtellen und mit diefen theilen wollen? 
Andererſelts aber werden St, wenn Sie die Durchführung der 
Verordnungen binbern, die Geſellen den Sozlaldemokraten in die 
Arme treiben. Ich beontrage Ueberwelſung des Antrages an eine 

Kommiſſton von 21 Mitgliedern. (Lachen rechts.) 


Abg. Frhr. v. Zedlitz 4 Die dilatoriſche Behandlung des 
Antrages tt ongeſichts des Termins, wo die Verordnungen in Kraft 
treten ſollen, humorlſtiſch. Ich erkenne an, daß im Böckerelgewerbe 
Mißſtände vorhanden find, aber ich kann weder die Verordnungen 
des Bundes ratds, noch den Zeitpunkt als geelanet zur Beſeitigung 
derſelben anerkennen. Sm eichstage hat Abg. Richter ausgeführt, 
daß der Bundes rath nlcht berechtigt ſei, eine Ruhezelt im Wege 
der Verordnung feftzulegen. Ich bin im Gegentheil der Anſicht, daß 
der Bundes ratd ſehr wohl dazu berechtigt iſt; nur ist nach meiner 
Meinung der Nachweis, daß die Beſchäftiaung im Bäckereigewerde 
geſundheitsſchädlich Ift, nicht erbracht. Im Gegenthell iſt der Ge⸗ 
ſundbeſtszuftand der Bäcker beſſer als der anderer Handwerker. 
(Hört, hört!) Ich weiſe nur auf die Ausführungen des Abg. 

uchla im Reichstage bin. Nach 8 120 e iſt für den Erlaß folder 
Verordnungen der Nachweis der Geſundheitsſchädlichkeit und der 
der übermäßigen Arbeitsdauer nothwendig. Der Nachweis der 
Geſundheitsſchädlichtett iſt in keiner Weile erbracht. Da dieſe 
Vorausſetzung fehlt, jo find die Bundes rathsverordnungen unzu⸗ 
läſſig, und es dürfte für die Uebertretung derselben keine Ber 
ftrafung eintreten. Der Bundesrath hätte beſſer gethan, nicht den 

“ der Verordnungen, ſondern den des Geſetzes zu betreten. 
Selbft der frühere Vorfigende der Kommiſſion für Arbeiterſtatlſtik 

at in einem Artikel in der „Natlonalzeitung“ zugegeben, daß im 
Bäckereigewerbe erſt in Folge der übermäßigen Ardettszelt die Ber 
lundheit der Gehilfen gefährdet wird. Man verläßt damit den 
Boden des hygienſſchen Arbeitstages. Man ſchafft die Möglichkeit, 
einen Maximalarbeitstag im Wege der Verordnung ſich aufhalſen 
zu laſſen. (Sehr richtig! rechts.) Der Weg ft gegeben, 
zu der planmäßigen Einführung des Martmalarbeitstages 
überzugehen (Beifall rechts), und darin liegt auch der 
Grund der weit über das Bäckerelgewerbe hinausgehenden 
Beunruhiaung. Dies beweiſt, daß die Errichtung einer ſolchen 
Kommiſſton, wie die Kommiſſion für Arbeiterſtatlſtik, ihre ſehr be⸗ 
denklichen Seiten hat. (Sehr richtig! rechts.) Es iſt ſehr zwelfel⸗ 
Haft, ob man einen glücklichen Griff damit gethan hat und man hat 
alle Beranlafjung, ſich zu fragen, ob man die Kommiſſton mit ihren 
Waben pin di beſtehen laſſen ſoll. Es ii nicht zweckmäßla, 
ſchablonenmäßia die geſammten Bäckereiverhältniſſe durch das ganze 
deulſche Reich zu regeln; eine einbeitliche Ordnung iſt einfach uns 
wöglih. Solche allgemeinen Verordnungen von oben herab bereiten 
die größten Schwierigkeiten. (Hört! hört!) Gerade aus dieſer 
Methode ſchreibt ſich ein großer Theil des Widerwillens gegen die 
beute übliche Sozialreform ber (Sehr richtig!) Durch die Bäckerei⸗ 
verordnung werden eine ganze Reibe von Betrieben, die jetzt im 
Blühen begriffen find, in ibrer Bewegungs freihelt ſehr beſchränkt. 
Was dieſe mittleren Betriebe an Kundſchaft verlieren, das fließt 


= 
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den Großbetrleben zu. Wir fördern alſo die Bewegung, die wir 
allen Grund haben, aufzuhalten, wir machen den Mittelſtand minder 
konkurrenzfäbla. (Sehr richtig!) Das —— Verhältniß, das 
zwiſchen den Angeſtellten im Bäckergewerde und den Meiſtern 
beſteht, wird durch die poltzeilſche Einmiſchung getrübt, die 
Bäckergeſellen werden der Soitaldemofratte in die Arme ge⸗ 
trieben. (Sehr richtig!) Es wäre beſſer, man hätte die 
Verordnungen noch hinaus zeſchoben, bis eine Zwangsotgantſatlon 
des Handwerks von Reichs wegen eingeführt iſt. Dann kann die 
Organtfation der Bäcker ſelbſt am beiten die gewerblichen, lokalen 
und ſachlichen Verhältulſſe tres Gewerbes regeln. Auf biefem 
Wege würden wir das, was im Bäckerbetrleb zu beſſern iſt, fo 
beſſern, daß der Mlttelſtaud nicht darüber zu Grunde geht. Wir 
wollen garnicht, daß die Uebelſtände im Bäckergewerbe weiter be⸗ 
ſtehen ſollen, aber wir find überzeugt, daß die When 
nicht zweckmäßig find und daß man ſie deshalb beſſer zurück⸗ 
Bee ſollte. In dieſem Sinne bitte ich Ste unſeren 
zunehmen. 

Handelsminiſter Frhr. v. Berlepſch: Die preußiſche Regierung 
bat ſelbſt bei dem Bundesrath auf den Erlaß der Verordnung bin⸗ 
gewirkt. Ste werden alſo nicht verlangen können, daß ſte jetzt die 
gegentheilige Anſicht vertritt. Wenn Sie den vorliegenden Antrag 
annehmen, jo werden wir ihn zwelfelsohne nicht ſtattgeben. (Unruhe 
rechts.) Der Vorredner hat nichts geſagt, was nicht bereits im 
Reichstag zur Sprache gebracht iſt, deshalb kann ich auch nicht 
viel neue Momente anbringen. Der Vorredner iſt der Meinung, 
daß die Vorausſetzungen für den Erlaß ſolcher Verordnungen nicht 
vorliegen. Thatſächlich treffen aber die Vorausſetzungen des 
Geſetzes zu, denn es iſt nachgewieſen, daß die übermäßige Arbeits⸗ 
zeit in den überhitzten Räumen geſundheltsſchädlich If. Daß man 
jetzt plötzlich von einem Maxlmalarbeitstag und feinen Konſeq nenzen 
pricht, ift etwas ganz neues, woran krüder niemand gedacht bat. 

elbſt die „Poſt“ und die Blätter der nationalliberalen Partel 


ntrag an⸗ 


ich, ſtanden bisher auf dem Punkt, daß ſte ſagten, es fragt ſich einzig 


und allein darum, ob die Vorausſetzungen des $ 120e zutreffen oder 
nicht. Dieſe Oppofttion hat ſich erſt mit dem Augenblicke gezeigt, 
wo die Bäckermeiſter lebhafter in dle Agitation eingetreten find 
und die poll iſchen Parteien bedroht haben, ihnen ihre Kundschaft 
zu entziehen, falls fie nicht für die Aufbebung der Ver⸗ 
ordnungen eintreten. (Unruhe rechts). Die Herren hätten ja die 
Regierung zu einem Zeitpunkt aufmerkſam machen können, wo eine 
Aenderung der noch nicht erlaſſenen Verordnungen noch denkbar 
war, nicht aber 14 Tage vor Inkrafttreten derſelden, nachdem die 
Anwelſung für die Ausführung ſchon ergangen iſt. Es handelt ſich 
nach meiner Ueberzeugung hier wenieer um dieſe einzelne Ber 
ſtimmung als vielmehr um eine Krittt der ſozlalpolitiſchen Geſetz⸗ 
ebung überhaupt, und deshalb hat die Regierung eln Recht, Ihren 
ntrag abzulehnen. Wenn man einwendet, daß man bet der 
Schaffung des 5 120e nur Großbetriebe im Auge gehabt 
habe jo muß ich dagegen anführen, daß ſchon 1891 bel 
den Verhandlungen über die Arbelterſchutznovelle der Vertreter 
der verbündeten Regierungen auf einen Elnwurf von ſozlaldemo⸗ 
kratiſcher Seite geantwortet hat, daß man bamit beſonders 
den Mißſtänden im Bäckeretgewerbe entgegentreten wollte. Auch 
bet anderer n wird die Regierung auf die Uebelſtände 
im Bäckereigewerbe und die Anwendung des 8 120 e zur Beſeiti⸗ 
gung derſelben hingewleſen. Die einſchlägtgen e ſind 
in der Kommiſſton eingehend erörtert worden. Auch daß die 
kleinen Exlſtenzen durch den Erlaß dieſer Verordnung vernichtet 
werden, trifft nicht zu. Die neueſten Erhebungen über d: er 
des Himdwerks habe ergeben, daß ein Drittel ſämmtlicher Betriebe 
im Bäckereigewerbe ohne Geſellen und Gehilfen arbeitet. Von den 
übrigbleibenden zwei Dritteln kommen heute ſchon 53 Proz. mit 
derſelben Arbeitszeit aus. Die größte Zahl der kleinen Bäckerel⸗ 
gewerbe fällt aber gar nicht unter die Verordnung. Bis jetzt iſt 
noch kein Arbeiterſchutzgeſetz erlaſſen, wo nicht die Intereſſenten 
mit denselben lauten Klage gekommen ſind. Ich erinnere nur an 
dle Beſtimmungen über die Durchführung der 


auf jede Beſchwerde bin ändern wollte, fon thäte 
Hand überhaupt davon zu laſſen. Wer eine Arbeſterſchutzpolttik 
mit Erfolg durchführen will, der muß eraſthaft an die Sache 
herangehen und ſich nicht abſchrecken laſſen dadurch, daß in ein⸗ 
zelnen Seifen Unzufriedenheit erregt wird. Die Regierung kann 
dem vorliegenden Antrage nicht ftattgeben, zumal da der Beweis 
für die Nothwendi keit derſelben nicht erbracht iſt. 

Aba. Primbore (Ctr.): Die Verordnung iſt eine durchaus kor⸗ 
rekte Ausfugrung des § 120e der Gewerbeordnung. Die Statiſtit 
hat gezeigt, daß die Arbeitszeit eine übermäßige iſt und die G ⸗ 
ſundbeit ſchädigt. Die Nachtarbeit, die in allen anderen Betrieben 
Ausnahme iſt, bildet im Bäckerelgewerbe die Regel. Von den 
Betrleben, die über 12 Stunden ardeiten, haben 40 2 den vom 
Bundesrath beſchrittenen Weg als einen gangbaren bezeichnet. Ich 
bitte die Regterung noch beſonders, ihr Augenmerk auf die acht⸗ 


ſündige Arbeits ruhe derjenigen Betriebe am Sonnabend zu richten, |; 


dle des Sonntags überhaupt felern. Von verſchiedenen Seiten wird dies 
als ein Uebelſtand empfunden. Man ſollte doch ſo loyal ſein, daß man 
der Regierung Zeit läßt, ihre Beobachtungen zu wachen. Es han⸗ 
delt ſich einfach um die Durchführung einer foztalpolitifchen Maß⸗ 
regel und da follte man dem Handwerker nicht im ner damit kom⸗ 
men, daß er unter Bollzeiaufficht guet wird. Wir halten die 
Bädereiverorbnungen für den erſten Schritt zur Durchführung des 
hyateniſchen Moxlmalarbeitstags und können deshalb dem Antrage 
Arendt nicht zuntmmen. (Beifall im Centrum.) : 

Miniſter Frelherr von Berlepſch erklärt, daß diejenigen 
Betriebe, die den ganzen Sonntag xuhen, am Freitag und 
e je zwei Stunden länger, alſo 15°, Stunden arbeiten 
ürfen. 


Hlerauf vertagt das Haus die weitere Berathung auf Dienfta 
11 Uhr. Schluß 4 Uhr. 5 


Deutſchland. 

— Berlin, 15. Junl. [Die Anweſenheit des 
chineſiſchen Vizekönigs Li⸗Hung⸗Chang! 
iſt ein Ereigniß, auf welches vor allem unſere großen Eiſen⸗ 
werke mit ebenſo viel Spannung wie Zuverſicht blicken dürfen. 
Es iſt kaum noch eine Frage, daß die chineſiſche Regierung 
durch ihren außerordentlichen Botſchafter hier große Be⸗ 
ſtellungen machen wird, zunächſt wohl bei Krupp und beim 
Stettiner Vulkan, dann aber auch bei Lokomotiven⸗ und 
Waggonsfabriken. Der Vizekönig iſt vom Kaiſer mit der Aus⸗ 
zeichnung empfangen worden, und er wird vom Reichskanzler 
und der übrigen offiziellen Welt mit der Werthſchätzung be⸗ 
handelt, die dem Vertreter eines ſo ungewöhnlich konſum⸗ 
fähigen Reiches gebühren. Vor einiger Zeit hatte es geheißen, 
daß Li⸗Hung Chang hier die Erhöhung der chineſiſchen See⸗ 
zölle anzuregen beabſichtige, wogegen vielleicht die auf Deutſch⸗ 
land entfallenden großen Beſtellungen als gleichwerthige Kom⸗ 
penſation betrachtet werden ſollten. Es iſt damals von hier 
aus beruhigend und glaubwürdig bemerkt worden, daß von 
einer ſolchen Anregung nichts bekannt ſei, daß fte aber, falls 
ſie käme, bei unſerer Regierung keinen Anklang finden würde. 


onntagsrube. n 
2 ſolchen Dingen iſt die Konſequenz elne Tugend, und wenn a 2 
man beſſer, die] Kr 


Man wird jezt abzuwarten haben, ob der Vizekönig nicht dog 


die Gelegenheit benutzt, um einen augenſcheinlichen Lleblings⸗ 
plan durchzuſetzen, nämlich den, durch Echöhung der chineſt⸗ 
ſchen Eingangs zölle die Koſten des un lücklichen Keieges mit 
Japan und im Einzelnen die Kriegs entſchädigungskoſten wieder 
heraus zuſchlagen. Nicht unintereſſant iſt übrigens, daß, wie 
bekannt, zu gleicher Zeit mit dem hervorragendſten chlneſtſchen 
Staatsmann auch der Sieger im japaniſch⸗chineſiſchen Kriege, 
Marſchall Yımagata, als Gaſt in Berlin weilt. Der hervor⸗ 
ragende Japaner hält ſich beſcheiden im Hintergrunde, aber er 
ſteht ſich hier aufmerkſam um und wird gewiß nicht ohne 
Nutzen unſere militäriſchen wie ſonſtigen Zuſtäade ſtadiren. 


Sonntag Mittag empfing Marſchall Pamagata den Beſuch des 


Reichskanzlers. 

— Staatsſekretär von Marſchall beſuchte heut Vormittags 
den Vize⸗König Li⸗Hung⸗Tſchang und überreichte ihm 
im Auftrage des Kaiſers das Großkreuz des Rothen Adler⸗ 
Ordens. Ll⸗Hung⸗Tſchang legte am Grabe Kaiſer Wilhelms I. 
im Mauſoleum zu Charlottenburg zwei Rieſenkränze nieder 
mit der Widmung: „Li⸗Hung⸗Tſchang dem großen Kalſer 
Wilhelm.“ » 

— Zur An weſenheit des japaniſchen Marſchalls 
Yamagata in Berlin ſchreibt die „Köln. Ztg.“ anſchet⸗ 
nend offtziös, es hätte nahe gelegen, daß auch der Kaiſer von 
Japan die Gelegenheit der Moskauer Krönung benutzt und den 
gleich zeitig mit Li- Hung Tſchang in Berlin anweſenden Mar⸗ 
ſchall Yımagata mit einer außerordentlichen Sendung an den 
deutſchen Kaiſer beauftragt hätte. Die politiſchen Gründe, 
welche die japaniſche Regierung hiervon abgehalten hätten, 
ſeien bekannt. Aber es ſei auffällig, daß der Marſchall jene 
deutſchen Offiziere, mit denen er durch Freundſchaft und Dank⸗ 
barkeit verbunden ſei, nicht aufgeſucht oder es ſtreng vermieden 
habe, einzelnen Beſuchen einen amtlichen Charakter oder eine 
politiſche Bedeutung beizulegen. Es ſei möglich, daß der 
Prinz Fuſhimi mit einem Auftrag an den deutſchen Raiſer 
betraut ſei, was aber die Bedeutung der Thatſache nicht ab» 
ſchwächen würde, daß der eigentliche Vertreter der japaniſchen 
Regierung, Pamagata, der zu wichtigen Verhandlungen mit 
Rußland bevollmächtigt geweſen fei, in Berlin durchreiſte, ohne 
in amtlichen Verkehr mit den leitenden deutſchen Staatsmännern 
zu treten. 

Karlsruhe, 15. Jun“ In der heutigen Nachmittags ſitzung 
der Zweiten Kammer wurden die natlonalliberalen Anträge zu 
dem Geſetzentwurf betreffend die Ad änderung der Ge⸗ 
meindeordnunga mit geringer Mehrhelt angenommen. Da: 
rauf 174 71 das ganze Geſetz gegen 3 Stimmen zuc Annahme. 
Es folat die Abſtim mung über die Anträge betreffend dle Abände⸗ 
rung der Wahlordnung; dle Anträge out Einführung direkter Land 
taaswahlen wurden mit 32 gegen 27 Stimmen abgelehnt. Der na⸗ 
tionalliberale Antrag auf Einführung direkter Wahlen und Inter⸗ 


eſſenvertretung der Städte wurde mit 29 gegen 29 Stimmen dur 
Entſcheldung des Präſidenten — an 1 


N JNermiſchtes. 


„„ . Aus der Reichshauptſtadt, 15. Junl. Der Kalſer 
überſandte den Blättern zufolge am Sonnabend dem Regiment 
dragoons in London einen Kranz zur Zlerung der 
am 18. Junt, dem Waterloo⸗Tage. 

anz war aus goldenen Lorbeerblättern, Blüthen und Früchten 
gewunben und mit einer ſcharlachrothen goldbefranzten Schleife 
verſehen, auf deren einem Ende eln „W. mit Krone“, auf dem 
andern „Waterloo, June 18th 1815“ angebracht war. 

Die Kalſerregatta in Grünau, welche am Sonntag 
im Belſein des Kalſers und der Katferin ftattfand, hatte den ſchönſten 
Verlauf. Der Wanderprels verläßt auch in dieſem * wieder 
Berlin, denn als erſte kam die Mannſchaft des R.⸗C. „Favorſte⸗ 
Hammonla*, Hamburg durch das Ziel dor dem Berliner Ruder 
Hub, und der Sieger des vorjährigen „Nalſer⸗Vlerers“, der Mainzer 
Ruderverein, mußte ſich mit dem dritten Platze begnügen. 
Den anderen Kalſerpreis, den Wanderpreis für „Akademſſche 
Vierer“, holte ſich der Berliner Akademiſcke Ruder⸗Verein gegen 
den Akademiſchen Turn⸗Verein Berlin und dem Bonner „Rhenus“ 
ſowie zwei Gegner mehr. Die Mannſchaften der Boote, welche 
n ben genannten ettfahrten ſiegreich geweſen waren, 
wurden vom Kalfer mit anerkennenden Worten empfangen, und 
erhlelten aus der Hand der Kalſerin die Stegespreife. 

Auf der elektriſchen Runddahn der Berliner 
Gewerbeausſtellung kam es geſtern Nachmittag zu einem Zuſammen⸗ 
ſtoß zweier Motorwagen, indem ein Wagen, deſſen Motor in Uns 
ordnung gerathen war, auf der Strecke fteben blieb, und der nach⸗ 
folgende Wagen, deſſen Führer die Strecke wegen einer Biegung 
nicht überſeben konnte, auf ihn auffuhr Eine Anzahl Perſonen des 
zweiten Wagens trug Kontuſſonen davon, welche jedoch durch⸗ 
weg unbedeutend ſind. 

T. Die türkiſche Räuberbande, welche, wie gemeldet, eine 
N d und die Nichte des ſerbiſchen 1 gefangen nahm. 

at das Löſegeld noch nicht, wie es neulich hieß, erhalten und alſo 
auch die Gefangenen noch nicht freigegeben. Jetzt meldet man 
aus Konftantinopel vom 14. d.: Die Bande hat nach langen Unter» 
5 das Löſegeld auf 10000 Pfund ermäßigt und den 

ermin für die 9 —ç bis Dienftag verlängert. Die Pforte dat 
versprochen, das Löſegeid bis beute aufzubringen. Das eine frau⸗ 
zöſiſche Stattonsſchtff wird das Geld nach Jalowa bringen. 


st ro 
Standartenſpitze 


8 Bofen, 16. Juni. 

* Einen Ausflug nach dem Eichwalde unternahm beute 
Morgen gegen 8¼ Uhr die ſtädtiſche Knaben⸗Mittelſchule von der 
Naumannſtraße. Wegen der großen Anzahl der Kinder und der 
dadurch bedingten großen Länge des Zuges waren zwei Muſik⸗ 
korps in den Zug einranairt, den außer Herrn Rektor Franke 
nr Lehrerkollegtum auch diele Angehörige der Kinder be> 


Aus den Nachbargebieten der Provinz. 

W. B. Stettin, 15. Junl. [Die Mitglieder der 
„Inſtttution of Nadal Archttects“] find heute Vor⸗ 
mittag gegen 11 Uhr, von Berlin kommend, mittels Sonderzuges 
bier eingetroffen und am Bahnbofe von den Mitgliedern des Auf⸗ 
ſichtsrathes des „Vulcan“ empfangen worden. Kurz nach 11 Her 
begaben ſich die Mitglieder ber Inſtitutton of Naval Architects 
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Stunden lang und kehrten dann mittels Dampfers nach Stettin 
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nne Nach einem im Konzert⸗ und Vereinsbauſe - eingenoms| In einem Telegramm, in welchem er der Bevblkerung 
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menen Frühſtück erfolgte um 4 Uhr 55 Minuten die Rückfahrt 
ch Berlin. 


Telegraphiſche Nachrichten. 

Wien, 15. Juni. Der Zar trifft hier am 23. oder 
24. Auguft ein. Sämmtliche öſterreichiſche und ungariſche 
Miniſter werden aus dieſem Anlaß ihren Ferienaufenthalt unter⸗ 
brechen, um an den Empfangs ſfeierlichkeiten theilzunehmen. 

Budapeſt, 15. Juni. Der internationale Sour: 
naltften-Rongref wurde beute im Prunkſaale des hleſigen 
Stabtbauſes eröffnet. Im Veſilbül und auf den Treppen bildeten 
ſädtiſche Huſaren in Golakoffüm Spalier. Die Mitt lieder des 
Kongreſſes batten ſich in großer Zahl eingeſunden. Seitens der 
Negſerung waren der Minſſterpräſſdent Baron Bar ffy, der Kultus⸗ 
miniſter Wlaffic, der Handels miniſter Dantel, der Miniſter für 
Ackerbau Dr. Daranyl und die Staatssekretäre v. Vörös und 

ſilinsiy ar weſend, oußerdem der Oberbürgermeſſter von Budapeſt 
Rath die Abgeordneten Dr. Wekerle, Jokar, Horvath, Bercevſc v 
und Koſſuth und der Korpekommandant Prinz von Lo“ kowitz. Die 
Beratbung wurde durch das ungarische Komitee geleitet, deſſen 
Brüſident, Eugen Rakoſſi, die Sſtzung eröffnete. Hlerauf ergriff 
der Kultusminister das Wort um im Namen der Regierung die 
Sag der Kongreſſes zu begrüßen. Im Namen der Haupt⸗ 
Hodt hieß ſodann Oberbürgermeiſter Rath die Gäſte willkommen. 
Nach dem Verleſen der Mitallederliſte erfolgte die Konftitutrung 
der Bureaus nach Ländern und Journallſtenvereinen. 

Paris, 15. Juni „Newyork Herald“ veröffentlicht 
Einzelheiten über die Verhaftung eines italieniſchen 
Offiziers Ravelli Agoſtino an der franzöſiſchen 
Grenze. Mehrere den Mont Maunier, einen wichtigen 
ſtrategiſchen Punkt beſichtigende franzöſiſche Offiziere be⸗ 
merkten 
Ziviliften. Sofort ſchöpften fie Verdacht und verhafteten 
Ravelli, welcher geſtern nach Nizza gebracht wurde. Im 
Bureau der 29. Diviſton wurde er verhört, wo er 
energiſch gegen den Verdacht der Spionage proteſtirte. 
Dokumente wurden bei Ravelli nicht vorgefunden. 

Paris, 15. Juni. Der hieſige deutſche Botſchafter 
Graf Münſter empfing heute din Chefadjoint des Pro⸗ 
jokolls, Mollard, welcher im Namen der franzöſiſchen Re 
gierung den Dank für die Beileidskundgebung des 
Deutſchen Kaiſers ſowie für die Betheiligung des Bot⸗ 
ſchafters und der anderen Herren der Botfchaft am Begräbniſſe 
Jules Simons ausſprach. 2 

Tromſö, 16. Junf. Der Nordpolfabrer Andree iſt heute 
Morgen an Bord des „Virgo“ nach Spitzbergen abgegangen. 

London, 15. Juni. Dr. Jameſon und die übrigen 
den Geſchworenen überwieſenen Angeklagten find gegen Sicher- 
heitsſtellung von je 2000 Pfund und gegen weitere 1000 
Pfund Perſonalbürgſchaft in Freiheit geſetzt worden. 

London, 15. Jun. 82 Verbindung mit der am Donnerſtag 
in Berlin ſtattgefundenen Feier des 200 fährlgen Geburts, 
ages des Feldmarſchalls Lord Keith fandte die Stadtver⸗ 
e e Br 
> dr einen Bolten übermittelte. Der Katfer antwortete 
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Beterbeod ſeinen Dank für die freundliche, ibn jympathiſch 
berührende Beglückwünſchung aus ſprach. Keith ſei ein hervor⸗ 
ragender Soldat geweſen, mit allen den beiten Eigen ſchaften, 
die geeignet waren, ihn von feinem Herrſcher bdochgeſchätzt 
und bei feinen Soldaten beltebt zu machen. Tapfer und 
le val bis zu feinem glorreichen Tode in der Schlacht bei Hochkirch, 
bleibt er für immer ein Vorbild für die Offiziere und Soldaten ber 
deutſchen Armee, beſonders des Regiments, welches feinen Namen 
trägt. Bei ſeinem Tode habe ex abermals die Wahrheit des alten 
Spruckes bezeugt, daß Blut dicker ri, als Waſſer. 


Tourebing, 16. Jun. 700 Soztaliften zerſprengten 
eine Prozeſſion und mißhandelten die Prleſter. Zahlreiche 
Verhaftungen kamen vor. 

London, 16. Jun. Nach einer Meldung der „Daily News“ 
aus Kairo iſt unter den ägyptiſchen Truppen in Korosko 
die Cholera ausgebrochen. 


BER Anfang 7 Uhr. 
inder 5 Pf. 


K 
Von 8 Uhr an Schniitbillets à 10 Pf. 7833 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im Juni 1396. 


Barometerauf) emt 
Datum. Io pebira men: Win d. Wetter elf 
Stunde 66 m Seehöhe. Bro} 
„Nachm. 2 759,2 NO ſtar wolkenlos + 22,6 
15. Abends 9 758,8 SO l. Bug wolkenlos 18 1 
16. Morgs. 7 758,2 O friſch wolkenlos +18,9 

m 15 Juni Wärme⸗AManmum + 23,7° Cell. 

Am 15. Wärme⸗ Minimum 12.7 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen am 15. Jun! Morgens 0,98 Meter 
* 15 . Mittags 100 5 
e = 16. . Morgens 1,14 D 


Produßten- und Vörſenberichte. 

Bremen, 15. Jun. (Börſen⸗Schlußbericht.) Raffinirtes 
Betroleum. (Offizielle Notirung der Petroleum⸗Börſe.) Sehr feſt. 
Joko 6,10 Br. Rufſiſches Petroleum, loko 5,90 Br. 

Schmalz. Rubig. Wilcox 25 Pf., Armour ſhield 24¼ Pf., 
Tudahy 25% Fa Ehotce@rocery 25 Pf., White label 25%, Pf., 
Fairbanks 23 Pf. 

Speck. Rubig. Short clear middling loko 23 Bf. 

Baumwolle. Feſt. pland midbl. loto 37 B.. 

Hamburg, 15. Juni. (Schlußbericht.) Kaffee. Good averuge 
Santos der Juli 60, per Sept. 58, per Dezbr. 55 ¼, per März 

g. 


55¼. Ruhl 

Hamburg, 15. Junl. (Schlußbericht.) Zuckermarkt. Rüben ⸗ 
Rohzucker I. Produkt Ba pCt. Rendement neue Uſance, frei 
m Bord Hamburg, per Juni 10,22 ½ ver Juli 10,30, per n 
10 50, per Oktober 10,40, per dezemder 10,40, per März 


10 678. Behauptet. 


* Guldonlöster. W. — 1,70 m. M 7 Gulden südd. — 11 *. 


‘ Gulden Ke. W. 
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Berlin, 14. Junl. Wetter: Sän. | 8 
Newyork, ar Jun. Weizen 1 Juni 63 1 ver Jull 63% 


Berliner Produktenmarkt vom 15. Juni. 


Es ift der Verkebr an unſerm Markte gan: ohne Bedeutung, 
und die unvortheildaft lautenden Depe chen aus Nordamerika haben 
natürlich die ohnehin recht gedrückte Stimmung nicht heben können, 
fie vielmehr noch mehr verſchlechtert. Es find in Weizen und 
Roggen nur ſehr wenig Abſchlüſſe zu Stande gebracht worden, 
dabei hat das Angebot aber ſtets entgegenkommen müſſen, fo daß 
ſchließlich nicht geringe Rückſchritte feſtzuſtellen find. afer iſt 
gut preis haltend und auf Junk fogar etwas beſſer bezablt worden 
Die Stimmung für Hafer zeichnet ſich jedenfalls vorthellhaft aus 
geger über der für Brotfrüchte geradezu überhand nehmenden 
Muthloſigkeit. Rübö l wurde nicht beachtet. Die Preisnottrungen 
blieben unverändert. Für Spiritus war die Stimmung ans 
fänglich ſehr mott, in Folge der Maiſtatiſtik, die eine über 
Erwarten große Produktion nachweist. Als ſpäter aber beſcheidene 
Kaufluſt ib zeigte, beſſerte ſich die Haltung etwas und bei kleinem 
Uſmatz erholten ſi s die Preſſe ein wenig. 

Weizen loko vernachläffigt, Termine flau und niedriger. 
Gekünd. 50 Tonnen. Roggen loko geſchäftslos, Termine flıu 
und billiger verkauft. Mais loko und Termine til. Haſer 
loto preisbaltend, Termine fe. Roggenmehl billiger verkauft. 
Rüböl ſtill. Petroleum ſeſter. Spiritus anfänglich 
billiger verkauft, ſchlleßt etwas feſter. } 

Weizen loko 144—160 M. nach Qualität gefordert, Junk 
148.00 M. bez., Juli 146,75—146,50 M. bez., September 142 bie: 
141,25 M. dez., Oktober 141,75—141 M. bez. 

Roggen lofo 110—118 M. nach Qualttät gefordert. Jun! 
113,00 M. bez., Juli 113,25—113,50— 118,00 M. bez., September 
114,75— 114.25 Mark bez., Oktober 115,25 —115 M. dez. 

Mails loko 90—94 M. nach Qualität gefordert, Juni 90 
Mark nom., September 91,50 Mark nom. 

f um loko per 1000 Kliogr. 113—170 M. nach Duaittät 
gefordert. 

afer loko 123 —148 M per 1000 x. nach Qualttut 

eſordert, mittel und guter oft⸗ und weftpreußiſcher 127—184 M. 
es., bo. pommerſcher, uckermärkiſcher und mecklenburgiſcher 127 bis 
134 Mark bez., feiner preußiſcher, mecklendurglſcher und 
ommerſcher 136—140 M. ab Bahn bez., Juni 124,50 M. dez. 
uli 123-122 75 M. bez. 

Erbſen. Kochwaare 143—160 N. per 1000 Kllogr., Futter⸗ 


rau gabe 
bez., Junſ 38,1 —38,2 M. bez., Jult 
38,3 38,4 M. dez. Auguft 38.5—38,6 M. bez., September 38,7 
M bez., Oktober 38,5—316 M. bez. 

Kartoffelmehl Juni 14,30 M. bez. 

Kartoffelſtärke trockene, Juni 14,30 M. bez. 

Die Reaultrungspreiſe wurden feftgelegt: für Weizen au; 
148,00 M. per 1000 Kilo. 


=1,70 M. 1 Franos, | Lira oder \ Possta — 0,80 . 
— 


